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1 Entwicklung der COVID-19-Pandemie 

Der Ausbruch von COVID-19 (zuvor 2019-nCoV) wurde durch das SARS-CoV-2-Virus ver-

ursacht. Allgemein ist auch von Corona die Rede. Der Ausbruch der Pandemie ist auf De-

zember 2019 in der Stadt Wuhan in der chinesischen Provinz Hubei zu datieren. COVID-19 

breitete sich in der Folge auf der ganzen Welt aus. Ursprünglich war China das Epizentrum 

des Ausbruchs, wobei Fälle entweder in China oder von Reisenden aus China gemeldet wur-

den. Spätestens mit dem so genannten „Webasto-Cluster“ hat die Pandemie am 29.01.2020 

auch Deutschland erreicht. Aufgrund des erheblichen Gesundheitsrisikos, das COVID-19 für 

die Welt darstellt, hat die Weltgesundheitsorganisation bereits Ende Januar den internationa-

len gesundheitspolitischen Notstand ausgerufen, um die internationalen Maßnahmen zur Be-

wältigung der Pandemie koordinieren zu können (vgl. Spiegel Online, 2020). 

Es gibt viele Kanäle, über die eine Pandemie wie COVID-19 die Wirtschaft beeinflusst. Die 

direkten und indirekten wirtschaftlichen Kosten von Krankheiten sind häufiger Gegenstand 

der gesundheitsökonomischen Forschung. Der konventionelle Ansatz verwendet Informatio-

nen über Todesfälle (Mortalität) und arbeitsunfähige Menschen (Morbidität), um den Verlust 

an zukünftigem Einkommen aufgrund von Tod und Krankheit abzuschätzen. Zeit- und Ein-

kommensverluste durch pflegende Angehörige und direkte Ausgaben für medizinische Ver-

sorgung und unterstützende Dienstleistungen werden addiert, um die Schätzung der mit der 

Krankheit verbundenen wirtschaftlichen Kosten zu spezifizieren. Dieser konventionelle An-

satz unterschätzt die wahren wirtschaftlichen Kosten von Infektionskrankheiten mit epidemi-

schem Ausmaß, die hochgradig ansteckend sind und gegen die (noch) kein Impfstoff verfüg-

bar ist. Daher sind bei den weltweit von den Regierungen gegen die Ausbreitung des Virus 

getroffenen Maßnahmen vor allem durch Erfahrungen mit anderen Pandemien geleitet. So 

wird immer wieder auf die Spanische Grippe zwischen 1918 und 1919 verwiesen, die als töd-

lichste Pandemie der Neuzeit gilt (vgl. Barry, 2004). 

Wie bei der Spanischen Grippe, war auch bei der Bekämpfung SARS-Pandemie in den Jahren 

2002 und 2003 der Angstfaktor ein leitendes Motiv (vgl. Shannon/ Willoughby, 2004, S. 

360). Die Angst vor einem unbekannten tödlichen Virus ähnelt in ihren psychologischen 

Auswirkungen der Reaktion auf biologische und andere terroristische Bedrohungen und ver-

ursacht ein hohes Maß an Stress, oft mit längerfristigen Folgen (vgl. Hyams/ Murphy, 2002, 

S. 274).  
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Bei der COVID-19-Pandemie ist dies ebenfalls zu beobachten. So wurde das öffentliche Le-

ben in den meisten Staaten der Welt weitreichend beschränkt. In Deutschland wurde am 17. 

März eine weltweite Reisewarnung des Auswärtigen Amtes ausgegeben und mit Wirkung 

vom 22. März traten umfangreiche Kontaktbeschränkungen in Kraft, die unter anderem auch 

eine weitgehende Einstellung des Einzelhandels und anderer Geschäftstätigkeiten umfassten 

(vgl. Bundesregierung, 2020a). Dadurch und durch die Beschränkungen in anderen, mit 

Deutschland durch Handelsbeziehungen verbundenen Volkswirtschaften kam es zu einer 

exogenen Schockwirkung auf die Wirtschaft in Deutschland. 

2 Bekämpfung der Pandemie als Nachfrageschock 

Bei einem Schock handelt es sich um die Abweichung von einem normalen, erwarteten 

Trend, die unvorhergesehen oder exogen ist. Aus diesem Grund ist eine Kontrolle nur bedingt 

möglich und es ergeben sich erhebliche Auswirkungen auf die Wirtschaft hat. Zur Bewälti-

gung der Auswirkungen eines Schocks sind dann in der Regel staatliche Maßnahmen erfor-

derlich (vgl. Görgens/ Ruckriegel, 2007, S. 154). 

Es stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, welche Schocks als rein exogen angesehen 

werden können und welche signifikanten Auswirkungen sich dadurch ergeben. Zu unter-

scheiden ist zunächst, dass Schocks sehr plötzlich und ausgeprägt auftreten können, wie dies 

etwa bei Naturkatastrophen der Fall ist. Ebenso sind aber Schocks möglich, die sich erst lang-

sam entfalten, wie es beispielsweise bei Dürren auftritt (vgl. Görgens/ Ruckriegel, 2007, S. 

155). 

Schocks der erstgenannten Art sind leicht zu identifizieren, da sie eine zeitlich begrenzte 

Dauer haben und sich ihre Auswirkungen mehrheitlich unmittelbar zeigen. Sofern sich 

Schocks aber langsam entfalten, werden diese häufig erst anhand ihrer Auswirkungen identi-

fizierbar, deren Umfang sich schwer abschätzen lässt. Zu unterscheiden sind aus makroöko-

nomischer Perspektive Angebots- und Nachfrageschocks. Bei einem Angebotsschock handelt 

es sich allgemein um die plötzliche und signifikante Verschlechterung des auf einem Markt 

aggregierten Angebotes, die das strukturelle Gleichgewicht der Wirtschaft stört und zu höhe-

ren Preisen und Arbeitslosigkeit führt (vgl. Mankiw, 2003, S. 356).  

Ein negativer Angebotsschock kann durch einen plötzlichen Rückgang des Rohstoffangebots 

und/oder einen Anstieg der Inputpreise verursacht werden, z.B. durch einen signifikanten An-
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stieg der Ölpreise, der zu einem Rückgang der Produktion, einem Anstieg der Arbeitslosigkeit 

und einem Anstieg der Inflation führt (vgl. Mankiw, 2003, S. 353). 

Für den Staat ergibt sich dabei die Herausforderung, entweder eine langfristige Wiederherstel-

lung des Gleichgewichts abzuwarten oder mittels fiskalischer oder monetärer Maßnahmen 

dafür zu sorgen, dass diese Wiederherstellung beschleunigt stattfindet. Im Falle der durch die 

Beschränkung des öffentlichen Lebens und der Wirtschaftstätigkeit zur Bewältigung der 

COVID-19-Pandemie hat sich die Bundesregierung für letzteres entschieden. Um eine Kom-

pensation der fehlenden Nachfrage und damit des Rückgangs der Menge abgesetzter Güter 

und Dienstleistungen zu erreichen, wurden von der Bundesregierung verschiedene wirt-

schaftspolitische Maßnahmen getroffen. Zur Vermeidung eines schockbedingten Verlustes 

von Arbeitsplätzen wurden die Rahmendbedingungen für den Bezug von Kurzarbeitergeld 

mit einer Befristung bis Ende 2020 optimiert. Insbesondere wurde der Zugang erleichtert und 

die Voraussetzungen verbessert. Dies gilt auch für den Zugang zu den Leistungen im Rahmen 

des Arbeitslosengeldes II, der vor allem für diejenigen relevant ist, die wie etwa Selbstständi-

ge nicht in die Arbeitslosenversicherung einzahlen (vgl. Bundesregierung, 2020b, S. 14). 

Zur Stärkung der Liquidität von Unternehmen wurden Veränderungen bei der Steuerzahlung 

und bei der Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen vorgenommen. So ist es für Unter-

nehmen beispielsweise möglich, die Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 

zu stunden (vgl. Bundesregierung, 2020b, S. 14). Auch wurden der Zugang für Unternehmen 

mit mehr als 10 Beschäftigten zu Krediten der KfW verbessert und die Bürgschaftsgrenzen 

erhöht (vgl. Bundesregierung, 2020b, S. 14-15).  

Kleinstunternehmen und Soloselbstständige erhalten im Unterschied dazu eine direkte mone-

täre Förderung. Eine Förderung von bis zu 15 000 Euro sind möglich, damit diese Unterneh-

men ihre laufenden Kosten decken können (vgl. Bundesregierung, 2020b, S. 15). Damit große 

Unternehmen und kleinere Unternehmen mit Systemrelevanz gegebenenfalls vor der Insol-

venz bewahrt werden können, wurde zudem ein Wirtschaftsstabilisierungsfond initiiert. Die-

ser stellt einen Garantierahmen von 400 Mrd. Euro bereit, der Unternehmen eine Refinanzie-

rung am Kapitalmarkt erlauben soll. Zudem sollen durch den Fonds Rekapitalisierungsmaß-

nahmen im Umfang von 100 Mrd. Euro ermöglicht werden (vgl. Bundesregierung, 2020b, S. 

15). 
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Da die von der Bundesregierung getroffenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen vor allem die 

Bewältigung der Auswirkungen des durch die (staatliche) Bekämpfung der COVID-19-

Pandemie hervorgerufenen Nachfrageschocks betreffen, erscheint in wirtschaftstheoretischer 

Hinsicht der Keynesianismus bei diesen Maßnahmen das leitende Modell zu sein. Im keyne-

sianischen Verständnis der Wirtschaftspolitik wird dieser eine antizyklische Rolle zuge-

schrieben. Wenn es also zu negativen Veränderungen bei der Nachfrage kommt, weil bei-

spielsweise im Rahmen der Bekämpfung der COVID-19-Pandemie Unternehmen ihr Ge-

schäftsmodell nicht mehr realisieren dürfen, dann ist ein staatlicher Ausgleich dieses Defizits 

geboten (vgl. Mankiw, 2003, S. 572). Die geschilderten Maßnahmen ermöglichen diesen vor 

allem auf indirektem Wege, da sie beispielsweise sicherstellen, dass Beschäftigte auch bei der 

Einstellung der Betriebstätigkeit ihres Arbeitgebers ihr Gehalt zumindest in maßgeblicher 

Höhe weiter erhalten oder dass Unternehmen ihre Betriebskosten trotz weggefallener Ein-

nahmen weiterhin decken können. Inwieweit sich die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie 

und vor allem der zu ihrer Bekämpfung getroffenen Maßnahmen nachweisen lassen, kann 

anhand fünf wesentlicher Kennzahlen deutlich gemacht werden. 

3 Kennzahlen wirtschaftlicher Folgen 

Eine erste wichtige Kennzahl sind die Exporte. Bedingt durch die Beschränkungen des Han-

dels und der Reisetätigkeiten ist hier ein Rückgang von mehr als 30 Prozent im Vergleich 

zum Jahr 2019 zu verzeichnen. Damit ist der der Rückgang fast doppelt so hoch, als dies zu 

Beginn der Krise prognostiziert worden ist. Auch bei den Importen ist ein deutlicher Rück-

gang zu verzeichnen. Dieser liegt bei mehr als 20 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Beson-

ders deutlich zeigte sich der Exportrückgang gegenüber anderen europäischen Ländern und 

den USA. So gingen beispielsweise die Exporte von Deutschland nach China um fast 50 Pro-

zent zurück. Bei Italien und den USA ist ein Rückgang um rund 30 Prozent zu verzeichnen 

(vgl. Statista, 2020a). 

Als zweite Kennzahl gibt der Anteil von Kurzarbeitern Auskunft über die wirtschaftliche Si-

tuation in Deutschland im Kontext der COVID-19-Pandemie und ihrer Bekämpfung. Die Zahl 

der Kurzarbeiter lag zuletzt bei rund 7,3 Millionen (vgl. ifo, 2020). Die Belastung des Ar-

beitsmarktes wird auch durch die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten verdeut-

licht. Bei dieser dritten Kennzahl ist seit zehn Jahren erstmals wieder ein Rückgang zu ver-

zeichnen. Dieser liegt bei 0,5 Prozent. Darüber hinaus werden zwar die Kurzarbeiter nicht als 

Arbeitslose gezählt, aber auch bei der Arbeitslosenquote gab es einen Anstieg auf 6,1 Prozent. 
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Dies zeigt auch an, dass es in diesem Jahr nicht zu der sonst üblichen Frühjahrsbelebung des 

Arbeitsmarktes gekommen ist (vgl. Statistisches Bundesamt, 2020). 

Da für Unternehmen wie erläutert durch die Bundesregierung umfangreiche Kredite der KfW 

zugesagt worden sind, gibt die Nutzung dieser Kredite ebenfalls Auskunft über die wirtschaft-

liche Situation in Deutschland im Rahmen der COVID-19-Pandemie und ihrer Bekämpfung. 

Insgesamt stehen hier 100 Mrd. Euro zur Verfügung. Insgesamt wurden seit Ende März mehr 

als 83 000 Anträge für diese Kredite durch die KfW bewilligt. Dies entspricht einem finanzi-

ellen Volumen von rund 54 Mrd. Euro (vgl. KfW, 2020). Schließlich ist auch das Bruttoin-

landsprodukt eine wichtige Kennzahl. Der anfängliche Rückgang im ersten Quartal um 2,2 

Prozent ist mittlerweile Schätzungen zufolge für das Gesamtjahr 2020 auf mehr als 6 Prozent 

angewachsen (Statista, 2020b).  

3 Fazit 

Die Beschäftigung mit den wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie hat ge-

zeigt, dass die damit verbundene Schockwirkung für die deutsche Wirtschaft nicht allein auf 

die Pandemie an sich zurückzuführen ist, sondern auch die von der deutschen Bundesregie-

rung und den Regierungen anderer Staaten ergriffenen Maßnahmen zur Bekämpfung der Pan-

demie dazu beigetragen haben, dass es zu einem massiven Rückgang der Nachfrage kam. Die 

zwangsweise Schließung von Ladengeschäften, die Einstellung von Dienstleistungen sowie 

weitere Maßnahmen zur Verhinderung einer weiteren Verbreitung von COVID-19 haben für 

die betroffenen Unternehmen zu einem Nachfrageausfall geführt. Mittels der erläuterten wirt-

schaftspolitischen Maßnahmen hat die Bundesregierung versucht, diesen Nachfrageausfall 

zumindest teilweise zu kompensieren. Dabei handelt es sich aus Sicht der Wirtschaftstheorie 

um einen keynesianischen Ansatz, bei dem vor allem kurzfristige Wirkungen beabsichtigt 

sind. Diese Maßnahmen konnten nicht verhindern, dass die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

Deutschlands im Jahr 2020 deutlich zurückgegangen ist. Inwieweit sich die wirtschaftliche 

Lage noch verschlechtern wird, weil beispielsweise wieder strengere Begrenzungen des öf-

fentlichen Lebens erlassen werden müssen, ist aktuelle noch nicht abzusehen. Sollte dies aber 

der Fall sein, wird es zur Stabilisierung der Wirtschaft auch wieder notwendig sein, die Nach-

frage zu stützen. 
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